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Strahlenschutz: 

Die Rechenvorschriften 

im neuen Strahlenschutz-

gesetz machen die Neu-

tronendosis bei Castor-

Behältern rechnerisch um 

39 Prozent kleiner. 

Ein Beitrag von Robert 

Schmitz. 
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6 Jahre nach Fukushima: 

Nur die Alten kehren 

jetzt in die verseuchten 

Gebiete zurück. 

Eine Reisebericht des 

japanischen Journalisten 

FUKUMOTO Masao 

aus der Präfektur 

Fukushima. 
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Katastrophenplanung: 

Mit Pfefferminzdragees 

gegen einen Super-GAU. 

– Aufruf zur Kampagne 

„Gundremmingen akut“ 

der Anti-Atom-Organi-

sation .ausgestrahlt und 

der Ärzteorganisation 

IPPNW. 
Seite 8 

Atommüll: 

Ein atomares Endlager 

wird es wohl erst gegen 

Ende des 21. Jahrhun-

derts geben. 

Damit werden Zwischen-

lager über mehrere 

Generationen hinweg zu 

Endlagern. 
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Mehr als 40 Städte und Ge-

meinden sind bundesweit von 

der Lagerung oder Verbren-

nung von radioaktiv kontami-

niertem Müll betroffen. Das 

hat der Bundesverband Bür-

gerinitiativen Umweltschutz 

(BBU) nach intensiven Re-

cherchen herausgefunden. Der 

BBU fordert ein Moratorium 

bei der Freigabe von radioak-

tiv belastetem Abfall aus 

Atomanlagen und eine Neu-

bewertung der Abgabe von ra-

dioaktiven Stoffen aus Atom-

anlagen, aus der Industrie, der 

medizinischen Nutzung und 

weiteren Quellen. Eine zusätz-

liche Gesundheitsgefährdung 

der Menschen durch die Ver-

teilung von radioaktiven Stof-

fen müsse vermieden werden. 

In vielen Bundesländern wird 

radioaktiv kontaminierter Müll 

deponiert, verbrannt und zur 

freien Verwertung abgegeben. 

Die Bevölkerung ist darüber 

oft nicht informiert und selbst 

die Behörden haben keinen 

umfassenden Überblick über 

den Verbleib der strahlenden 

Reste der Atomindustrie. Ak-

tuell wird besonders in Baden-

Württemberg und in Schles-

wig-Holstein über den Ver-

bleib „freigemessener“ Mate-

rialien diskutiert. Betroffene 

Bürgerinnen und Bürger pro-

testieren und gründen Bürger-

initiativen. In Baden-Würt-

temberg sind acht Kommunen 

betroffen, in Brandenburg 

sechs und in Sachsen fünf. In 

fast allen Bundesländern gibt 

es entsprechende Deponien 

oder Verbrennungsanlagen, so 

zum Beispiel auch in Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz und Hessen. 

BBU stellte Anfragen an 
die Atomaufsichtsbehör-
den der Bundesländer 

Im Rahmen des Umweltin-

formationsgesetzes (UIG) hat 

der BBU Anfragen zum „frei-

gemessenen“ Müll an die 

Atomaufsichtsbehörden der 

Bundesländer gerichtet. Die 

Informationen, die von den 

Behörden mitgeteilt wurden, 

hat der BBU ausgewertet und 

in einer Tabelle zusammenge-

stellt, die jetzt erstmals veröf-

fentlicht wurden. Alle Details 

dieser einzigartigen Übersicht 

finden sich unter http://bbu-

online.de.1 

Der BBU will damit einen 

Schritt in Richtung Transpa-

renz tun und fordert, dass die 

Atombehörden dem Beispiel 

des weitgehend ehrenamtlich 

arbeitenden Umweltverbandes 

folgen. 

Bisher gibt es keine Lösung 

für die langfristige Aufbewah-

rung der nuklearen Hinterlas-

senschaften aus der Atom-

technik. Meist wird bei dem 

Thema an hochradioaktive 

Brennelemente in Castor-

Behältern gedacht, die sich in 

den „Zwischen“-Lagern der 

Atomkraftwerke befinden. Um 

die Mengen für diese kosten-

                                                  
1 Direktlinks: 

Erläuterungen: http://bbu-

online.de/AK%20Energie/Aktuell

es%20AK%20Energie/Deponieta

belle%202017/Deponietabelle%2

0August%202017%20-
%20Erlaeuterungen.pdf 

und die Standorttabelle: 

http://bbu-

online.de/presseerklaerungen/BB

U-Deponietabelle%202017.pdf  
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Atommüll 
 

BBU veröffentlicht unbekannte 
Lagerstandorte für Atommüll 
 
Und fordert ein Moratorium: Kein radioaktiv belasteter 
Müll aus AKW und Atomanlagen auf Deponien und in 
Müllverbrennungsanlagen 
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trächtige Aufbewahrung aller 

Atommüllmengen möglichst 

gering zu halten, soll ein gro-

ßer Teil der Materialien aus 

Atomanlagen zu „normalem“ 

Müll umdeklariert werden. 

Dazu wird auf der Basis des 

Paragrafen 29 der Strahlen-

schutzverordnung die soge-

nannte Freigabe durchgeführt. 

Dies bedeutet, dass Materia-

lien, deren radioaktive Belas-

tung eine gewisse Grenze un-

terschreitet, „freigemessen“ wer-

den und dann an Deponien, 

Müllverbrennungsanlagen oder 

zum Recycling abgegeben wer-

den. 

Forderung des BBU: 
Völlige Transparenz beim 

Umgang mit den nuklea-
ren Hinterlassenschaften 

Der BBU lehnt zum Schutz 

der Bevölkerung und der 

Umwelt die Freigabe von ra-

dioaktiv belasteten Abfällen 

aus Atomanlagen ab und for-

dert, dass die bisherigen Frei-

gabegenehmigungen aufgeho-

ben werden. Alle radioaktiv 

belasteten Abfälle sollten am 

jeweiligen Standort aufbe-

wahrt werden, bis klar ist, wie 

viel nach dem Abbau aller 

Atomanlagen insgesamt an-

fällt und ein Konzept für die 

weitere Aufbewahrung erstellt 

werden kann. 

Weiter erwartet der BBU von 

den zuständigen Behörden 

vollständige Transparenz beim 

Umgang mit den nuklearen 

Hinterlassenschaften. Dazu 

gehört auch die Offenlegung 

der Information über Mengen 

und Verbleib von radioaktiv 

belastetem Abfall. 

Ergänzungen und weitere 

Hinweise zu Deponien und 

Müllverbrennungsanlagen kön-

nen dem BBU unter bbu-

bonn@t-online.de oder  

0228-214032, Postanschrift: 

BBU, Prinz-Albert-Str. 55, 

53113 Bonn, mitgeteilt wer-

den. Zudem können sich Bür-

gerinitiativen sowie interes-

sierte Einzelpersonen, die sich 

im Bereich von betroffenen 

Deponien und Verbrennungs-

anlagen engagieren wollen, 

zur Vernetzung beim BBU 

melden.  

Der BBU ist Dachverband 

zahlreicher Bürgerinitiativen, 

Umweltverbände und Einzel-

mitglieder. Er wurde 1972 ge-

gründet und hat seinen Sitz in 

Bonn. Der BBU engagiert sich 

unter anderem auch für men-

schen- und umweltfreundliche 

Verkehrskonzepte, für den so-

fortigen und weltweiten Atom-

ausstieg, gegen gefährliche 

CO2-Endlagerung, gegen Fra-

cking und für umweltfreundli-

che Energiequellen.  

Atommüll 
 

Tiefenlager-
Suche in der 
Schweiz 
 
Die schweizerische Nationale 

Genossenschaft für die Lage-

rung radioaktiver Abfälle 

(Nagra) wollte das Gebiet 

Nördlich Lägern im Kanton 

Zürich nahe der Grenze zu 

Deutschland eigentlich aus 

dem weiteren Suchprozess 

nach einem Standort für ein 

geologisches Tiefenlager her-

ausnehmen und nur die zwei 

Gebiete Jura Ost im Aargau 

und Zürich Nordost im Zür-

cher Weinland weiter prüfen. 

Das Eidgenössische Nuklear-

sicherheitsinspektorat (Ensi) 

verlangte jedoch, daß auch 

Nördlich Lägern weiter er-

kundet wird. Deshalb hat die 

Nagra jetzt beim schweizeri-

schen Bundesamt für Energie 

Gesuche für Sondierungsboh-

rungen an sechs Orten in die-

sem Gebiet eingereicht, nach-

dem seismische Untersuchun-

gen mit Erschütterungsfahr-

zeugen durchgeführt worden 

waren. Das meldete die Neue 

Zürcher Zeitung (NZZ) in ih-

rer internationalen Ausgabe 

vom 26. August 2017. 

Diese zusätzlichen Bohrplätze 

liegen demnach in den Ge-

meinden Weiach, Glattfelden, 

Eglisau, Bülach und Stadel. 

Damit sind jetzt insgesamt 22 

Orte in der Schweiz für Er-

kundungsbohrungen bestimmt. 

In Zürich Nordost liegen acht 

Bohrplätze in den Gemeinden 

Laufen-Uhwiesen, Dachsen, 

Trüllikon, Marthalen und 

Rheinau. Weitere acht sind es 

in dem Gebiet Jura Ost in den 

Gemeinden Bözberg, Effin-

gen, Riniken, Remigen und 

Zeihen. 

Nach Konsultation der kom-

munalen und kantonalen Be-

hörden seien mit allen be-

troffenen Grundeigentümern 

und Pächtern Verträge mit 

entsprechenden Entschädi-

gungsleistungen geschlossen 

worden, wird weiter berichtet. 

Für die Wahl der Orte sei aus-

schlaggebend gewesen, daß 

dort die Untersuchungsziele 

so erreicht werden, daß die 

Bohrungen mögliche künftige 

Lagerstätten nicht stören. Wald-

areale, Gewässer, Naturschutz-

gebiete, Biotope und Grund-

wasserschutzzonen seien zu-

dem gemieden worden. Be-

triebliche Kriterien wie Min-

destgröße, Erreichbarkeit und 

Erschließung kämen hinzu. 

Die Bohrplätze werden etwa 

ein halbes Fußballfeld groß 

sein und mit einem 20 bis 30 

Meter hohen Bohrturm, Pum-

pen, Sieben, Lagerplätzen für 

Geräte und Aushub sowie Bü-

roräumlichkeiten bestückt, 

wird erklärt. Die Bauphase 

dauere etwa drei Monate, die 

Betriebsphase acht bis zwölf 

Monate einschließlich Rück-

bau und Rekultivierung. Nicht 

alle beantragten Bohrplätze 

würden jedoch unbedingt be-

nötigt und sie würden voraus-

sichtlich gestaffelt betrieben 

werden. 

Die Bohrer sollen durch alle 

Schichten hindurch bis 1.400 

Meter tief ins kristalline 

Grundgestein vorstoßen, wird 

erklärt. Der als Wirtsgestein 

vorgesehene Opalinuston liege 

im Norden 500 bis 600 Meter 

und im Süden 800 bis 900 

Meter tief. Gesucht ist ein Tie-

fenlager für den zu 90 Prozent 

aus sogenannten schwach- 

und mittelaktiven Materialien 

bestehenden schweizerischen 

Atommüll und ein Lager für 

die 10 Prozent sogenannter 

hochaktiver Abfälle. Sie sol-

len 100.000 Kubikmeter auf-

nehmen können. 

Ende November 2017 sollen 

die Pläne für die Bohrungen in 

eine Anhörung gegeben und 

öffentlich ausgelegt werden. 

Dabei seien Einsprachen mög-

lich, wird erklärt. Das Ener-

giedepartement soll nach dem 

bisherigen Zeitplan Ende 2018 

über die Bewilligungen ent-

scheiden, so daß 2019 die 

Bohrungen beginnen könnten, 

heißt es. Damit beginne eine 

sechsjährige Phase mit vertief-

ten Untersuchungen, wonach 

2025 ein Rahmengesuch mit 

dem Standort für den Bau des 

Tiefenlagers eigereicht wer-

den können soll. Der schwei-

zerische Bundesrat würde 

dann 2029 entscheiden und 

danach folgten das Parlament 

und im Falle eines Referen-

dums das Volk, heißt es.  

 

 

 

 

 

Berichtigung 
 

Bürgermess-
stellen in Japan 
 
In dem Beitrag „Bürgermess-

stellen in Japan kämpfen um 

ihre Existenz“ in der Ausgabe 

734-735 vom 3. August 2017 

ist auf der Seite 5 in der 3. 

Spalte ein Komma verrutscht. 

Deshalb muß dort der erste 

Satz im letzten Absatz richtig 

lauten: 

Zur Zeit werden pro 10 Tan 

(eine japanische Flächenein-

heit, 10 Tan = 991,7 Quad-

ratmeter, circa 0,1 Hektar) 70 

Kilogramm Raps geerntet, aus 

denen Rapsöl hergestellt wird. 

Wir bitten, dieses Versehen zu 

entschuldigen.  
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